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Geſetz Sammlung 
5 für die 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


. N , 


(Nr. 3079.) Verordnung, betreffend die interimiſtiſche Regulirung der gutsherrlich-baͤuerlichen 
Verhaͤltniſſe in der Provinz Schleſien. Vom 20. Dezember 1848. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen auf Grund des Artikel 105. der Verfaſſungsurkunde vom 5. Dezem⸗ 
0 er 1848., nach dem Antrage Unſeres Staats-Miniſteriums fuͤr die Provinz 
Schleſien, was folgt: 
$. 1. 


Der Beſitzer eines Grundſtuͤcks, welches der Gutsherrſchaft zu Dienſten, Ab— 
aben oder ſonſtigen Leiſtungen verpflichtet if, hat die Befugniß, auf eine inter— 
imiſtiſche Auseinanderſetzung durch ein Schiedsgericht anzutragen. 
Eben dieſe Befugniß ſteht der Gutsherrſchaft zu. 
. 
Bei einer ſolchen interimiſtiſchen Auseinanderſetzung ($. 1.) ſollen ſchon 
\ jetzt diejenigen Vorſchriften der nur erft entworfenen Geſetze, nämlich: 
a) des Geſetzes wegen unentgeltlicher Aufhebung verſchiedener Laſten und 
Abgaben, und 
b) des Abloͤſungsgeſetzes, 
welche in den der gegenwärtigen Verordnung unter A. und B. beigefügten Aus⸗ 
| Ya zuͤgen aus dieſen Geſetzentwuͤrfen enthalten find, zur Anwendung kommen. 


H. 3. 
Der Antrag auf interimiſtiſche Auseinanderſetzung durch ein Schiedsge— 
| richt muß bei der Generalkommiſſion zu Breslau angebracht werden. 


H. 4. 

Das Schiedsgericht wird fiir einen jeden Fall“ beſonders und zwar in 
der Regel aus drei Mitgliedern gebildet. Die Generalkommiſſion, ſo wie jede 
der beiden Parteien, erwaͤhlt Ein Mitglied. Das von der Generalkommiſſion 
erwaͤhlte Mitglied fuͤhrt als Koͤniglicher Kommiſſarius den Vorſitz und leitet 
die Geſchaͤfte. 
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„Indeſſen ſoll jeder der beiden Parteien freiſtehen, die Zuziehung von fuͤnf 
„ zu fordern. In dieſem Falle waͤhlt jede Partei zwei Schieds⸗ 
richter. 

Wird die Wahl von einer Partei verweigert, ſo geſchieht ſolche von dem 
Königlichen Kommiſſarius. 

Weder die Parteien noch die General-Kommiſſion ſind in der Wahl der 
Schiedsrichter beſchraͤnkt; doch darf Niemand zu dieſem Amte zugelaſſen wer⸗ 
den, der nach den Vorſchriften der Allgemeinen Gerichts-Ordnung (Thl. J. 
Tit. 10. Hö. 227. bis 233.) zur Ablegung eines vollguͤltigen gerichtlichen Zeug— 
niſſes in der Sache unfaͤhig ſein wuͤrde. 


$. 5. 
5 Die Beſchluͤſſe des Schiedsgerichts werden nach Mehrheit der Stimmen 
gefaßt. Munz . 
Soweit die gegenwärtige Verordnung nicht etwas Anderes beſtimmt, 
haben die Schiedsgerichte die Befugniſſe und Obliegenheiten der Spezial-Kom⸗ 
miſſarien der Auseinanderſetzungs-Behörden. 


H. 6. 

Das Schiedsgericht hat ſich vor Allem zu bemühen, die Parteien zum 
Abſchluß eines Vergleichs uͤber ihre definitive Auseinanderſetzung zu bewegen. 
Kommt ein ſolcher Vergleich zu Stande, fo muß derſelbe, den beſtehenden Ges 
ſetzen gemäß, der General-Kommiſſion Behufs feiner, Prüfung und Beſtaͤtigung 
vorgelegt werden. 


87 
Gelingt ein ſolcher Vergleich (F. 6.) nicht, fo ſchreitet das Schieds⸗ 
gericht zur interimiſtiſchen Auseinanderſetzung zwiſchen den Parteien. (F. 10. u. f.) 
§. 8. 
Ohne Einverſtaͤndniß beider Parteien darf jedoch eine ſolche interimiſtiſche 
Regulirung nicht erſtreckt werden: 

a) auf Grundſtuͤcke, die nur mit feſten Geldabgaben oder mit ſolchen Rog⸗ 
enrenten belaſtet find, welche nach $. 73. der Gemeinheitstheilungs⸗ 
rdnung vom 7. Juni 1821. in Geld abgefuͤhrt werden; 

b) auf Muͤhlen-Praͤſtationen; 

c) auf Beſitzveraͤnderungs-Abgaben; 

d) auf Berechtigungen und Verpflichtungen, deren Ablöfung nach den Vor⸗ 
ſchriften der Gemeinheitstheilungs-Ordnung vom 7. Juni 1821. erfolgt. 
(Servituten.) 

Ausgenommen von dieſer Beſtimmung (zu d.) bleiben aber die Bau⸗ 
holz⸗Berechtigungen (Anlage B. F. 8. b. 3. und H. 11.), welche den Beſitzern 
nicht eigenthuͤmlicher Stellen zuſtehen. 


.. 
Iſt das verpflichtete Grundſtuͤck ein nicht zu Eigenthums—, Erbzins⸗ er 
’ 7 - 
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Erbpachtsrechten beſeſſenes, und beſtreitet die Gutsherrſchaft die Berechtigung 
des Beſitzers auf Verleihung des Eigenthums, fo haͤngt es von der Erwägung 
und Beſchlußnahme des Schiedsgerichts ab, ob unter ſolchen Umſtänden der 
Antrag auf interimiſtiſche Auseinanderſetzung zurückzuweiſen ſei oder dieſe den⸗ 
noch in Anſehung der übrigen Rechte und Verpflichtungen zweckmäßig geſche⸗ 
hen koͤnne. In letzterem Falle bleibt der Streit uͤber das Recht auf igen⸗ 
thumsverleihung der kuͤnftigen Entſcheidung durch die Auseinanderſetzungsbe— 
hoͤrden vorbehalten. 


$. 10. 


Zum Zweck der interimiſtiſchen Auseinanderſetzung hat das Schiedsgericht 
alle Dienfte, Abgaben und fonfligen Leiſtungen, zu welchen einerſeits der Be⸗ 
ſitzer des pflichtigen Grundſtuͤcks an die Gutsherrſchaft, andererſeits die Guts⸗ 
herrſchaft an jenen Beſitzer verpflichtet iſt, ſoweit es nicht etwa bereits geſche⸗ 
hen, in feſte Geldrenten zu verwandeln. 

Dieſe Geldrenten werden gegen einander in Abrechnung gebracht, und 
der Ueberſchuß bildet alsdann die interimiſtiſche Auseinanderſetzungs-Rente. 

Bei Feſſſetzung derſelben hat das Schiedsgericht zugleich zu beftimmen, 
von welchem Zeitpunkt ab die bisherigen Leiſtungen aufhoͤren ſollen, ſowie von 
welchem Zeitpunkt ab und in welchen Raten die interimiſtiſche Geldrente ge⸗ 
zahlt werden muß. 

N Etwanige Streitigkeiten uͤber die oben gedachten Leiſtungen hat das 
Schiedsgericht Behufs Feſtſtellung der Rente nach eigenem Ermeſſen interi— 
miſtiſch zu entſcheiden. 


F. 11. 

Auch diejenigen Gegenleiſtungen, welche der zu Dienſten Berechtigte dem 
Verpflichteten durch Ueberlaſſung eines ewiſſen Autheils an den beten 
oder 180 Feldfruchten zu gewähren hat, werden in Geldrente ver- 
wandelt und bei der Berechnung der interimiſtiſchen Auseinanderſetzungsrente 
zur Ausgleichung gebracht, jedoch vorbehaltlich der Verguͤtung des Mehr⸗ 
werthes dieſer Gegenleiſtungen durch Land bei einer künftigen definitiven Aus- 
einanderſetzung. (Anlage B. H. 61.) 


$. 12. | 
„„Die erforderlichen Abſchaͤtzungen werden von dem Schiedsgericht ſelbſt 
bewirkt, ohne daß es einer Zuziehung beſonderer Sachverſtandigen bedarf. 
So weit in der Anlage B. der gegenwärtigen Verordnung keine Regeln 
für die Abſchaͤtzung gegeben find, hat das Schiedsgericht bei derſelben lediglich 
nach eigenem Ermeſſen zu verfahren und ift dabei an die Vorſchriften der be- 
ſtehenden Ablöfungs- und Regulirungsgeſetze nicht gebunden. 
Iſt bei einer Abſchaͤtzung eine abſolute Stimmenmehrheit unter den 
Schiedsrichtern nicht zu erreichen, ſo bleiben, wenn das Schiedsgericht aus drei 
Perſonen beſteht, die hoͤchſte und die niedrigſte Werthsangabe, wenn aber das 
Schiedsgericht aus fünf Perſonen beſteht, die beiden höchften und die beiden 
niedrigſten Werthsangaben außer Betrachtung, und es kommt die Schätzung 
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desjenigen Schiedsrichters zur Anwendung, welcher den mittleren Werth an- 


gegeben hat. Haben von den fünf Schiedsrichtern zwei derſelben uͤbereinſtim— 
mend den Werth abgeſchaͤtzt, ſo iſt ihre Werthsangabe, ſofern ſie weder die 
hoͤchſte, noch die niedrigſte aller gemachten Angaben iſt, als die entſcheidende 
zu betrachten. 


$. 13. 


Gegen die im Termine ausbleibende Partei wird mit den Ermittelungen, 
welche zu der interimiſtiſchen Auseinanderſetzung erforderlich ſind, und mit der 
Feſtſtellung der interimiſtiſchen Rente in contumaciam verfahren. 


§. 14. 


Das uͤber die interimiſtiſche Auseinanderſetzung feſtgeſtellte Regulativ 
wird von dem Schiedsgericht den Parteien verkuͤndet und jeder derſelben in 
Ausfertigung zugeſtellt. Ein Rechtsmittel dagegen iſt nicht zulaͤſſig, vielmehr 
kann die exekutiviſche Beitreibung der in dem Regulativ beſtimmten interimiſti— 
ſchen Geldrente von dem Berechtigten bei der Generalkommiſſion, an welche 
das Schiedsgericht ſeine Verhandlungen einzureichen hat, nachgeſucht werden. 


5 §. 15. 

Auf Antrag des Berechtigten werden ſowohl die interimiſtiſch feſtgeſtell— 
ten, als auch die durch Vergleich vereinbarten Renten (F. 6.) von den Kreis— 
Steueraͤmtern mit eingezogen und nach Abzug einer Hebegebuͤhr von 2 bis 5 
Prozent an die Berechtigten abgeliefert. Die Auftraͤge an die Kreis-Steuer⸗ 
Aemter zur Einziehung der Renten werden von den Regierungen ertheilt, wel— 
chen auch die Feſtſetzung der Hebegebuͤhren obliegt. 


$. 16. 


Jeder Partei bleibt es vorbehalten, ſobald Fünftig die in Ausſicht ftehen- 

den neuen Geſetze uͤber die gutsherrlich-baͤuerlichen Verhaͤltniſſe und Abloͤſun— 

en verkuͤndet ſein werden, auf Grund derſelben eine definitive Auseinander— 

ung zu beantragen. Bis dahin aber, wo in Folge eines ſolchen Antrags 

ein Anderes rechtsverbindlich feſtgeſetzt fein wird, bleiben die von den Schiede- 

gerichten abgefaßten interimiſtiſchen Regulative in Kraft. b 

Fuͤr den Zeitraum bis zur Verkuͤndung der gedachten Geſetze kann kei— 

ner von beiden Theilen einen aus der Höhe der interimiſtiſchen Rente entnom— 
menen Anſpruch auf Zuruͤckzahlung oder Nachzahlung geltend machen. 


$. 17. 


Die Diäten, Reiſekoſten und ſonſtigen baaren Auslagen der Schieds⸗ 
richter fallen den Parteien, und zwar einer jeden derſelben zur Haͤlfte, zur Laſt. 
W Verpflichtete tragen zu dieſer Haͤlfte nach Verhaͤltniß der Hoͤhe ihrer 

ente bei. 

Die von der Generalkommiſſion ernannten Mitglieder der Schiedsgerichte 
erhalten dieſelbe Remuneration, welche den Spezialkommiſſarien dieſer Behoͤrde 

d ; in 
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in Auseinanderſetzungsangelegenheiten zuſteht. Auf die von den Parteien ge⸗ 
wählten Schiedsrichter finden die Beſtimmungen der Verordnung vom 29. März 
1844. (Geſ. S. S. 73.) Anwendung. 

Die Feſtſetzung und Einziehung der Koſten erfolgt durch die General⸗ 
Kommiſſion. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Potsdam, den 20. Dezember 1848. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Gr. v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. Strotha. 
Rintelen. von der Heydt. 


Für den Finanzminiſter. Für den Miniſter der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
Kuͤhne. Gr. v. Buͤlow. 


(Nr. 3070.) Anlage A. 
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Anlage 


Auszug aus dem Geſetzentwurf wegen unentgeltlicher Aufhebung 
verſchiedener Laſten und Abgaben. 


. 
Ohne Entſchaͤdigung Seitens der Verpflichteten werden aufgehoben: 


h) die aus dem guts- oder grundherrlichen Rechte herruͤhrenden Leiſtungen 
und Abgaben der Nichtangeſeſſenen und die ihnen dafuͤr zu gewaͤhrenden 
Gegenleiſtungen; 

i) die gewoͤhnlich unter den Benennungen Schutzgeld, Schutzzins, Juris⸗ 
diktionszins vorkommenden Beiträge der Angeſeſſenen zu den Laſten der 
Polizeiverwaltung und Gerichtsbarkeit, inſofern nicht eine oder die an- 
dere dieſer Abgaben bei der erſten Verleihung eines vorher nicht mit 
baͤuerlichen Wirthen beſetzt geweſenen Grundſtuͤcks ausdruͤcklich als 
Grundabgabe oder Gegenleiſtung für die Verleihung uͤbernommen wurde 
oder die Stelle der Grundſteuer vertritt; 


k) die aus der Gerichtsbarkeit entſpringenden Abgaben, welche, außer den 
Koſten, deren Erhebung ſich auf die geſetzlich beſtehenden Gebuͤhrentaxen 
gruͤndet, entweder dauernd an Gerichtsperſonen oder bei einzelnen ge- 
richtlichen Verhandlungen entrichtet werden, 3. B. die Abgaben an Ge- 
richtsdiener, die Dreidinggelder, Zaͤhlgelder, Siegelgelder; 


D der Fleiſch⸗ oder Blutzehnt, d. h. die Berechtigung, von dem geſammten 
in einer Wirthſchaft geborenen oder aufgezogenen Vieh, oder von ein- 
zelnen Gattungen deſſelben, gewoͤhnlich das zehnte, bisweilen auch das 
nach einem anderen Zahlenverhaͤltniß beſtimmte Stuͤck in Natur oder an 
deſſen Statt einen Geldbetrag zu fordern, desgleichen der Bienenzehnt; 


n) die Jagddienſte, die Verpflichtung, Jagdhunde zu füttern, Jaͤger aufzu⸗ 
nehmen und ſonſtige unmittelbare zum Zwecke der Jagd obliegende Lei— 
ſtungen, Dienſte zur Bewachung gutsherrlicher Gebäude oder ſonſtiger 
Grundſtuͤcke, Dienſte zu haͤuslichen Verrichtungen der Gutsherrſchaft, 
als zum Reinigen der Häufer und Hoͤfe, zum Krankenpflegen, Bewachen 
von Leichen, Dienſte zu hauswirthſchaftlichen Beduͤrfniſſen der gutsherr⸗ 
lichen Beamten, Dienſte und Leiſtungen zu Reiſen des Gutsherrn ſelbſt 
oder ſeiner Beamten, Botendienſte und Abgaben, welche lediglich die 
Stelle der vorbenannten Dienſte und Leiſtungen vertreten; 


6) folgende Leiſtungen und Abgaben: Walpurgisſchoß, grundherrlicher 
Schoß, Bedegeld, Schäferfteuer, Bienenzins und Wachspacht, inſofern 
Beides von dem Verpflichteten fuͤr die Erlaubniß entrichtet wird, auf 
ſeinem eigenen Grund und Boden Bienen zu halten, die Verpflichtung 
zum Wachsverkauf, die unter dem Namen Waſſerlaufszinſen, Waſſer⸗ 
fallzinſen vorkommende Beſteuerung der Waſſerkraft der fürs eg e 

waſſer, 


ei 


waͤſſer, die Abgaben zur Ausftattung von Familiengliedern des Berech⸗ 
tigten, das Recht, die Gaͤnſe der baͤuerlichen Wirthe berupfen zu 
laſſen; 


die auf Grundſtuͤcken haftende Verpflichtung der Beſitzer gegen das in 
2 der Gegend übliche Tagelohn zu arbeiten; : ’ 


q) die Berechtigung des Erbverpaͤchters, Erbzins-oder Zinsherrn, den zu 
entrichtenden Kanon zu erhoͤhen. Auf die periodiſche Berechnung eines 
in Koͤrnern beſtimmten und in Geld abzufuͤhrenden Kanons nach 
. Getraidepreiſen findet dieſe Beſtimmung nicht An⸗ 
wendung; 


r) das Eigenthum der Gutsherren an den auf fremden Gaͤrten, Aeckern und 
Wieſen ſtehenden Eichen. 


) Nach dem Antrage der Centralabtheilung der National - Berfamm- 
lung.) Alle unmittelbaren Gegenleiſtungen, welche bei den ſaͤmmtlichen 
vorſtehend age den Leiſtungen den Berechtigten oblagen, ſowie die 
von den Gutsherren den baͤuerlichen Wirthen zu leiſtenden Leichenfuhren, 
Hochzeit: und Kindtauffuhren, Doktor⸗ und Hebammenfuhren. 
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= mi 
Anlage B. 
Auszug aus dem Entwurf des Abloͤſungs-Geſetzes. 


J. Abſchnitt. 


Gutsherrlich-baͤuerliche Regulirungen Behufs der Eigenthums— 
Verleihung. 


§. 2. 


Der Regulirung Behufs der Eigenthums-Verleihung unterliegen alle 
laͤndliche, ihren Beſitzern nicht zu Eigenthums⸗, Erbzins⸗ oder Erbpachtsrechten 
ugehörende Stellen, welche entweder nach Maaßgabe der H. 626. u. f. A 
Th. I. Allgemeinen Landrechts zur Kultur ausgethan, oder mit Abgaben und 
Dienſten an die Gutsherrſchaft belaſtet find, ſie moͤgen zu einem erblichen oder 
dergeſtalt zu einem zeitweiſen Nutzungsrechte verliehen ſein, daß im Falle der 
Beſitzerledigung nach Geſetz oder Herkommen ihre Wiederverleihung erfolgte. 

Dergleichen Stellen ſind regulirungsfaͤhig ohne Ruͤckſicht auf Umfang 
und Beſchaffenheit (ob ſie Ackernahrung oder Dreſchgaͤrtnerſtellen, Dienſtfami⸗ 
lienſtellen u. ſ. w. mit Muͤhlen, Schmieden, Kruͤgen verbunden ſind oder nicht), 
ferner ohne Ruͤckſicht darauf, wem das Eigenthum zuſteht und ob ſie auf baͤuer⸗ 
lichen oder auderen Grundſtuͤcken gegründet find. 

Ausgeſchloſſen von der Regulirung bleiben die durch Vertrag in Zeit⸗ 
pacht gegebenen, ſowie die den Haus⸗ und Wirthſchaftsbeamten, Dienſtboten 
oder Tagelöhnern mit Ruͤckſicht auf dieſes Verhältniß zur Benutzung uͤberlaſ⸗ 
ſenen Grundſtuͤcke. 

x. ꝛe. 


F. 4. 
Die Beſitzer ſolcher Stellen, welche nach Publikation des Edikts vom 
14. September 1811. gegruͤndet find, haben keinen Anſpruch auf Eigenthums—⸗ 
verleihung nach dem gegenwaͤrtigen Geſetze. 


§. 5. 


Der Anſpruch auf Eigenthumsverleihung ſteht demjenigen zu, der das 
zum Eigenthum zu verleihende Grundſtuͤck aus eigenem Recht (nicht als In⸗ 
terimswirth ꝛc.) beſitzt. 

Von demjenigen, welcher auf ſolche Weiſe das Grundſtuͤck zur Zeit der 
Publikation des Geſetzes vom 9. Oktober 1848. (Geſetzſammlung S. 276.) 
beſeſſen hat, wird vermuthet, daß er der rechtmaͤßige Beſitzer ſei. 

x. ꝛc. 


6:8, 
Bei der Regulirung kommen in Betracht: 
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a) an Rechten auf Seiten der Gutsherrſchaft: 

1) das Eigenthumsrecht, 

2) die Hofwehr, 

3) das Recht auf Dienſte, Geld- und Naturalabgaben aller Art, 

4) die Servituten auf den baͤuerlichen Grundſtuͤcken; 

b) an Rechten auf Seiten der Verpflichteten: 

1) der Anſpruch auf Unterſtuͤtzung bei Ungluͤcksfaͤllen, 

2) die Verpflichtung der Gutsherrſchaft, bei entſtehendem Unvermö- 
gen den Wirth bei den oͤffentlichen Abgaben und Leiſtungen zu 
vertreten, 

3) die Verpflichtung der Gutsherrſchaft zum Aufbau und zur Repa⸗ 
ratur der Gebaͤude zur Verabfolgung von Bauholz, ſowie an⸗ 
dere Leiſtungen derſelben, welche nicht nachſtehend unter Nr. 4. 
begriffen ſind, 

4) die Servituten auf den Grundſtuͤcken der Gutsherrſchaft. 

ꝛc. ꝛc. 


$. 10. 


Bei der Frage uͤber die zu der Stelle gehoͤrigen Laͤndereien, ſowie uͤber 

die derſelben gegen die Gutsherrſchaft zuſtehenden Berechtigungen und oblie— 
enden Verpflichtungen, wird der zur Zeit der Verkuͤndung des Geſetzes vom 
Oktober 1848. (Geſetzſammlung S. 276.) vorhanden geweſene Beſitzſtand als 
der rechtmaͤßige vermuthet. 


§. 11. 

Ohne Entſchaͤdigung dafuͤr leiſten zu duͤrfen, erhaͤlt: 

a) 1 u. Wirth das Eigenthum und die Hofwehr (F. 8. a. 1. 
und 2.), 

b) die Gutsherrſchaft die Befreiung von den Verpflichtungen zur Unter⸗ 
ſtuͤtzung in Ungluͤcksfaͤllen und zur Vertretung bei öffentlichen Abgaben 
und Leiſtungen ($. 8. b. 1. und 2.). 

Die Berechtigungen der Gutsherrſchaft (F. 8. a. 3.), ſowie die Berech⸗ 
tigungen des baͤuerlichen Wirths (F. 8. b. 3.), werden nach den Vorſchriften 
des II. Abſchnitts des gegenwärtigen Geſetzes abgeloͤſt. 

Die Servitutrechte beider Theile (H. 8. a. 4. und b. 4.) kommen nach 
dem gegenwaͤrtigen Geſetze nicht zur Aufhebung, vielmehr finden auf ſie die 
i der Gemeinheitstheilungs-Ordnung vom 7. Juni 1821. An⸗ 
wendung. 


§. 12. 
Das Eigenthum geht mit der Ausfuͤhrung der Auseinanderſetzung au 
den baͤuerlichen Wirth uͤber. u 
Daffelbe erſtreckt ſich: 
a) . ſaͤmmtlichen zu der Stelle gehoͤrenden Grundſtuͤcke und Ge— 
baͤude 

b) auf das auf dieſen Grundſtuͤcken ſtehende Holz. 

Jahrgang 1848. (Nr. 3079.) 74 $. 15. 


2 * F r u a 


— 436 — 


. 8. 


Mit der Anbringung der Provokation hoͤrt die Verpflichtung der Guts⸗ 
herrſchaft auf, Verluſte an der Hofwehr zu erſetzen. 


$. 16. 


Der baͤuerliche Wirth iſt zu fordern berechtigt, daß ihm bei der Ausein⸗ 
anderſetzung jedenfalls ein Drittel des Reinertrags ſeiner Stelle verbleibe, und 
daß daher, ſoweit es hierzu erforderlich iſt, die Entſchaͤdigung der Gutsherr— 
ſchaft vermindert werde. 

Stehen dem verpflichteten bäuerlichen Wirth mehrere Berechtigte gegen— 
uͤber, ſo muͤſſen ſich dieſelben eine ſolche Verminderung ihrer Entſchaͤdigungs⸗ 
Forderungen nach Verhaͤltniß der Groͤße derſelben gefallen laſſen. 

Der Reinertrag wird in folgender Art ermittelt. 

Es wird der gemeine Kaufwerth, den die Stelle, unter Beruͤckſichtigung 
der auf ihr ruhenden Laſten und Abgaben, ſowie der ihr zuſtehenden Berech— 
tigungen, hat, in Pauſch und Bogen feſtgeſtellt. Alsdann werden vier Prozent 
dieſes Kaufwerths mit dem Jahreswerth der ablösbaren Reallaſten der Stelle 
zuſammengerechnet. Die Summe beider ſtellt den Reinertrag der Stelle dar?). 


„) Anmerkung. Wenn alſo z. B. der gemeine Kaufwerth einer Stelle 100 Thaler 
und der Jahreswerth der darauf haftenden ablöslichen Reallaſten 16 Thaler beträgt, fo iſt 
der Reinertrag der Stelle auf 20 Thaler anzunehmen. Hiervon muͤſſen 6% Thaler dem 
Beſitzer frei bleiben; die für die ablöslichen Reallaſten zu entrichtende Entſchaͤdigung darf 
mithin jährlich die Summe von 13% Thaler nicht uͤberſteigen. 

Sollte eine Stelle dergeſtalt belaſtet ſein, daß ſie gar keinen Kaufwerth haben wuͤrde, 
und betruͤge der Jahreswerth der ablöslichen Reallaſten 12 Thaler, fo würde die Abloͤſungs— 
Rente 8 Thaler nicht uͤberſteigen duͤrfen. 


UI. Abſchnitt. 
Ablöſung der Reallaſten. 
tels . 


Ueber die Abloͤsbarkeit. 
$. 18. 
Die auf den Grundſtuͤcken haftenden Reallaſten find abloͤslich. 
819. 


Ausgeſchloſſen von der Abloͤsbarkeit find jedoch: 
1) die Abgaben und Leiſtungen an den Staat; 
2) die zwar mit Ruͤckſicht auf den Grundbeſitz vertheilten, aber aus der 
Mitgliedſchaft an Gemeinde- und anderen Verbaͤnden, 8 
i irchen⸗ 


— 437 — 


Kirchen⸗, Schul-, Deichverbaͤnden u. ſ. w. entſpringenden Abgaben und 
Leiſtungen. Diejenigen Abgaben und Leiſtungen dagegen, welche ſolchen 
Verbaͤnden aus allgemeinen Rechtsverhaͤltniſſen, z. B. dem gutsherrlichen 
Verhaͤltniſſe oder dem Zehntrechte, zuſtehen, ſind von der Abloͤſung nicht 
ausgeſchloſſen. 

X. ꝛc. 


$. 21. 
Fuͤr verjaͤhrt ſind zu erachten: 


a) alljaͤhrlich vorkommende Reallaſten, wenn dieſelben innerhalb der letzten 
zehn Jahre vor Anbringung der Provokation, 


b) in längeren Perioden oder zu unbeſtimmten Zeiten wiederkehrende Real— 
laſten, wenn dieſelben ungeachtet der waͤhrend dieſes Zeitraums zweimal 
eingetretenen Faͤlligkeit in den letzten 20 Jahren vor jenem Zeitpunkt 
nicht geleiſtet worden ſind. 


Es kommen hierbei die allgemeinen Vorſchriften uͤber die Verjaͤhrung 
durch Nichtgebrauch in Anwendung. 
ꝛe. X. 


$. 23. 
Die Ablöfung erfolgt gegen Entſchaͤdigung. Zur Feſtſtellung derſelben 
wird der jährliche Geldwerth der abzulöfenden Reallaſten nach den Beſtimmun⸗ 
gen der folgenden Titel ermittelt. 


Titel M. 
Ermittelung des jaͤhrlichen Geldwerths der Dienſte. 


F. 24, 

Wenn durch Urkunden, Herkommen oder zeitweiſe Uebereinkunft gewiſſe 
Preiſe fuͤr die Dienſte beſtimmt ſind und nach dieſen die alljaͤhrlich vorkommen— 
den Dienſte während der letzten zehn Jahre vor Anbringung der Provokation, 
die in laͤngeren Perioden wiederkehrenden Dienſte aber waͤhrend der letzten 
wanzig Jahre vor dem gedachten Zeitpunkt bezahlt worden ſind, ſo ſind dieſe 
Preiſe und, wenn fie wahrend jener Zeiträume gewechſelt haben, ihr Durch- 
ſchnitt der Feſtſtellung des Geldwerthes zum Grunde zu legen. 

x. 


§. 28. 

Behufs der Abloͤſung der Baudienſte iſt der Kapitalwerth der Gebaͤude 

zu ermitteln. Dieſe 9 bei welcher die etwa vorhandenen Anſchlaͤge 
zu Feuerverſicherungen und aͤhnliche, den Werth der Gebäude betreffende Nach⸗ 
(Nr. 3079.) 714” richten 
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richten zu benutzen ſind, erfolgt durch Maͤnner, welche mit dem Werthe land⸗ 
wirthſchaftlicher Gebaͤude vertraut und von der Auseinanderſetzungsbehoͤrde als 
Sachverſtaͤndige ein- fuͤr allemal verpflichtet ſind. 

Der Jahreswerth der Baudienſte ift für 100 Rthlr. Kapital des Bau⸗ 
werths bis auf hoͤchſtens 72 Sgr. zu bemeſſen, und bei dieſer Abmeſſung ins- 
beſondere Ruͤckſicht zu nehmen auf die Dauer der Periode, in welcher ein ſol— 
ches Gebaͤude eines Neubaues bedarf, auf das Baumaterial deſſelben, auf die 
Entfernung, aus der ſolches herangeſchafft werden muß, auf die Beſchaffenheit 
der Wege zu dieſer Herbeiſchaffung, auf die eigene Theilnahme des Dienftbe- 
rechtigten und auf die Hoͤhe des Tagelohnes in der Gegend. 

Der Jahreswerth der Baudienſte muß, wo es erforderlich iſt, auf die 
Spann⸗ und Handdienſte in einem angemeſſenen Verhaͤltniß vertheilt werden. 
Die Sachverſtaͤndigen find ſowohl hieruͤber, als uͤber die Hoͤhe des anzuneh— 
menden Jahreswerthes, zu hoͤren. 

x. x. 
$. 32. 

Wenn die einem Gute zuftehenden Dienſte nach der ftattfindenden Wirth—⸗ 
ſchaftsart nicht ſaͤmmtlich gebraucht werden, ſo erfolgt die Entſchaͤdigung nur 
fiir diejenigen Dienſte, deren das Gut wirthſchaftlich bedarf. 

Dieſes Beduͤrfniß wird bei jährlich zu leiſtenden Dienſten nach dem 
Durchſchnitt derjenigen Dienſte feſtgeſtellt, welche das Gut waͤhrend der letzten 
zehn Jahre vor Anbringung der Provokation wirklich benutzt hat. Bei ande— 
ren Dienſten entſcheidet der Durchſchnitt der waͤhrend der letzten zwanzig Jahre 
wirklich benutzten. g 

Sind folche Durchſchnitte nicht zu ermitteln, fo wird das Beduͤrfniß 
durch ſachverſtaͤndiges Ermeſſen feſtgeſtellt. 

x. ꝛce. 


8 
Ermittelung des jaͤhrlichen Geldwerths der feſten Getraide— 
Abgaben. 


F. 34. 


Der Werth dieſer Abgaben iſt nach demjenigen Martini-Marktpreiſe 
feſtzuſtellen, welcher ſich im Durchſchnitt der letzten vierzehn Jahre vor An⸗ 
bringung der Provokation ergiebt, wenn die zwei theuerſten und zwei wohlfeil- 
ſten von dieſen Jahren außer Anſatz bleiben. 

x. x. 


H. 40. 


Von den fo ermittelten Martini-Marktpreiſen kommen in Abzug zehn 
Prozent für Marktfuhrkoſten und für die geringere Beſchaffenheit des Jing Ge⸗ 
‚ trai⸗ 
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traides. Der nach dieſem Abzuge verbleibende Betrag bildet den jahrlichen 


Geldwerth. 
ꝛc. c. 


irt 


Ermittelung des jaͤhrlichen Geldwerthes der feſten Natural— 
Abgaben außer dem Getraide. 


$. 43. 


Sind fuͤr dergleichen Abgaben durch Urkunden, Herkommen oder zeitweiſe 
Uebereinkunft gewiſſe Preiſe beſtimmt und nach dieſen die jaͤhrlich wiederkehren— 
den Abgaben waͤhrend der letzten zehn Jahre vor Anbringung der Provokation, 
die in laͤngeren Perioden wiederkehrenden Abgaben aber waͤhrend der letzten 
zwanzig Jahre bezahlt worden, ſo ſind dieſe Preiſe und, wenn ſie innerhalb der 
gedachten Zeitraͤume gewechſelt haben, ihr Durchſchnitt der Feſtſtellung des 
Geldwerths zum Grunde zu legen. 


F. 44. 


Kann der jährliche Geldwerth nach den Beſtimmungen des H. 43. nicht 
feſtgeſtellt werden ꝛc., fo ift bei der Abſchaͤtzung davon auszugehen, daß in ſo⸗ 
fern nicht eine beſtimmte Beſchaffenheit urkundlich oder nach der Natur der Ab⸗ 
gaben feſtſteht, die Abgaben in der geringeren Art zu entrichten ſind. 

x. x. 


Titel V. 


Ermittelung des jaͤhrlichen Geldwerths des Natural— 
Fruchtzehnts. 
§. 45. 


Iſt für den Fruchtzehnt durch Herkommen oder Uebereinkunft eine feſte 
Abgabe in Geld oder Getraide beſtimmt und danach waͤhrend der letzten zehn 
Jahre vor Anbringung der Provokation die Verguͤtung gewährt, fo bildet dieſe 
den Betrag, nach welchem der Geldwerth des Fruchtzehnten feſtgeſtellt wird. 
Hat der Betrag der Abgabe in den vorgedachten Jahren gewechſelt, ſo wird 
der Geldwerth des Zehntrechts nach dem Durchſchnitt der verſchiedenen Jahres— 
abgaben berechnet. f 
Die Getraideabgabe wird nach Tit. III. in Gelde veranſchlagt. 


$. 46. 


Iſt der Zehnt während der letzten zwanzig Jahre mindeſtens ſechs Jahre 
lang verpachtet geweſen, ſo iſt die Durchſchnittspacht bei Ermittelung des Jah— 
(Nr. 3079.) res⸗ 
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reswerths zum Grunde zu legen, wenn dies von der nach den Theilnehmungs⸗ 
rechten zu berechnenden Mehrzahl der Zehntpflichtigen in derſelben Gemeinde 
oder in demſelben Zehntbezirk unter Ablehnung der Abſchaͤtzung verlangt wird. 


H. 47. 


Treten die Vorausſetzungen der $$. 45. und 46. nicht ein, fo iſt durch 
Sachverſtaͤndige der Ertrag, welchen der Zehntberechtigte im Durchſchnitt der 
Jahre an Körnern und Stroh von dem Zehnt bezogen hat, nach dem Zuſtande 
und der Wirthſchaftsart der zehntpflichtigen Grundſtuͤcke bei Anbringung der 
Provokation zu bemeſſen. 

Der Preis der Koͤrner und des Strohs wird nach den Vorſchriften der 
Tit. III. und IV. beſtimmt. 

Zur Feſtſtellung des jaͤhrlichen Geldwerths werden von dem Rohertrag 
die Koſten in Abzug gebracht, die der Berechtigte aufwenden muß, um den 
Reinertrag zu erhalten. a 

6?‘ X, 


Titel“ VII. 


Ermittelung des, jährlichen Geldwerths der gewerblichen und 
handwerksmaͤßigen Leiſtungen, ſowie der Verpflichtung zur 
Saamenvieh-Haltung. 


$. 57. 


Die Ermittelung des Jahreswerths dieſer Leiſtungen und Verpflichtun— 
gen erfolgt nach den Koſten, welche der Berechtigte aufwenden muß, um ſich 
anderweitig den Erſatz zu verſchaffen. 

ꝛc. 


ꝛc. 
Ti te NN. 
Gegenleiſt ungen. 


H. 59. 


Der Werth der Gegenleiſtungen und fonftigen abloͤslichen Verpflichtun⸗ 
gen der Gutsherrſchaft wird ebenfalls nach den Beſtimmungen des gegenwaͤr— 
tigen Geſetzes ermittelt und kommt von dem ermittelten Jahreswerth der 
Hauptleiſtung in Abzug. 

Dieſes gilt jedoch nicht von ſolchen Gegenleiſtungen und Verpflichtun⸗ 
gen der Gutsherrſchaft, deren Aufhebung den Vorſchriften der Gemeinheits— 
theilungsordnung vom 7. Juni 1821. unterliegt. 

x. ꝛc. 
$. 61. 
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$. 61. 


Soweit der Werth der Gegenleiftungen den Werth der Hauptleiſtungen 
üb wird der Mehrwerth ebenfalls nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes 
abgeloͤſt. 
5 Beſtehen jedoch die Gegenleiſtungen des zu Dienſten Berechtigten in der 
Ueberlaſſung eines gewiſſen Antheils an den eingeaͤrndteten oder a. Aus: 
druſch gekommenen Feldfruͤchten, wie bei dem Zehntſchnitt⸗ oder Erbdruſchver⸗ 
haͤltniß u. ſ. w., ſo wird der Mehrwerth der Gegenleiſtung in der Regel in 
Land nach den Vorſchriften der Gemeinheitstheilungs-Ordnung verguͤtet. 

x. ꝛc. 


F. 65. 

Auch bei den zu Eigenthum, Erbzins oder Erbpacht beſeſſenen gefchlof- 
ſenen Stellen, mit Ausnahme der Muͤhlen, findet, wenn von denſelben Natu⸗ 
raldienſte oder Naturalabgaben zu leiſten ſind, eine Ermaͤßigung der fuͤr dieſe 
Dienſte und Abgaben zu gewaͤhrenden Entſchaͤdigung nach den Vorſchriften 


des F. 16. ſtatt. f 


(Nr. 3079 - 3080.) (Nr. 3080.) 
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(Nr. 3080.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 4. Dezember 1848., betreffend die fir den Bau einer 
Chauſſee von Ellrich über Woffleben bis an die Landesgraͤnze bei Nieder- 
Sachswerfen bewilligten fiskaliſchen Vorrechte. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den chauſſeemaͤßigen 
Ausbau der Straße von Ellrich uͤber Woffleben bis an die Landesgraͤnze bei 
Nieder⸗Sachswerfen genehmigt habe, beſtimme Ich hierdurch, daß die Vor⸗ 
ſchriften der Verordnung vom 11. Juni 1825. (Geſetz-Sammlung S. 152.), 
betreffend die Verguͤtung fuͤr die von Grundbeſitzern aus ihren Feldmarken 
zum Chauſſeebau hergegebenen Feldſteine, Sand und Kies, ſowie das Expro⸗ 
priationsrecht fuͤr die zu dem Straßenbau erforderlichen Grundſtuͤcke auf die 
gedachte Straße Anwendung finden ſollen. Zugleich will Ich der Stadt Ell— 
rich und der Gemeinde Woffleben das Recht der Chauſſeegeldhebung auf die— 
fer Straße für eine Meile nach dem jedesmaligen für die Staats-Chauſſeen 

eltenden Tarife verleihen und hierdurch genehmigen, daß auf der bereits ge⸗ 
eh Chauſſee von Ellrich über Walkenried nach Nixei von der Stadt Ell- 
rich das Chauſſeegeld für 4 Meile auf der Strecke von Ellrich bis zur Her⸗ 
zoglich Braunſchweigiſchen Landesgraͤnze und von der Gemeinde Tettenborn 
das Chauſſeegeld für 3 Meile auf der in ihrer Feldmark gelegenen Strecke 
zwiſchen der Herzoglich Braunſchweigiſchen Landesgraͤnze bei Neuhof und der 
Königlih Hannoverſchen Graͤnze bei Nirei, nach dem obengedachten Tarife 
erhoben werde. Auch ſollen die zuſaͤtzlichen Beſtimmungen des Tarifs vom 
29. Februar 1840., ſowie alle für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden polizei— 
lichen Vorſchriften, insbeſondere die Beſtimmungen der Verordnung vom 7. 
Juni 1844., das Verfahren bei Unterſuchung und Beſtrafung von Chauſſee— 
geld= und Chauſſeepolizei-Kontraventionen betreffend, ſo wohl auf die Ein— 
gangs bezeichnete Chauſſee, als auf ſaͤmmtliche im dieſſeitigen Gebiete belegene 
Theile der Chauſſee von Ellrich uͤber Walkenried nach Nixei, Anwendung fin 
den. Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Potsdam, den 4. Dezember 1848. 


Friedrich Wilhelm. 
Fuͤr 10 e Fuͤr den nee „ und 
v. Pommer-Eſche. 


An das Finanzminifterium und das Miniſterium fir 
Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


